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Vorbemerkung 

Die vorliegende zusammenfassende Erklärung gilt gleichermaßen für die Aufstellung des Bebauungs-
planes wie auch für die im Parallelverfahren vorgelegte Flächennutzungsplanänderung. 

Dem wirksamen Flächennutzungsplan ist nach § 6a Abs. 1 Abs. 5 BauGB bzw. dem rechtskräftigen 
Bebauungsplan nach § 10a Abs. 1 BauGB eine zusammenfassende Erklärung beizufügen, über die 
Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung im Verfahren berücksichtigt wurden, und über die Gründe, aus denen die Planung nach Abwä-
gung mit den geprüften, in Betracht gekommenen anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt 
wurde.   

Diese Verpflichtung besteht nur im Regelverfahren und folglich mit einer Umweltprüfung aufgestellten 
Bauleitplänen, im vereinfachten oder beschleunigten Verfahren wird davon nach § 13 Abs. 3 Satz 1 
BauGB abgesehen. Die zusammenfassende Erklärung ist damit Bestandteil des Planwerks im weite-
ren Sinn. 

Die zusammenfassende Erklärung muss mit der zugehörigen Planzeichnung und Begründung ins 
Internet eingestellt und über ein zentrales Internetportal des Landes zugänglich gemacht werden. 
Jedermann kann über ihren Inhalt Auskunft verlangen. 

1.0 Verfahrensablauf 

Aufstellungsbeschluss 24.09.2015 

Bekanntmachung Aufstellungsbeschluss und 
frühzeitige Beteiligung 

23.07.2020 

Verfahren gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB 

03.08.2020 bis 11.09.2020 

40 Tage 

Bekanntmachung Offenlage 05.12.2024 

Verfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
09.12.2024 bis 17.01.2025 

40 Tage 

Verfahren gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
09.12.2024 bis 17.01.2025 

40 Tage 

Satzungsbeschluss B-Plan 15.05.2025 

Im Rahmen der Planaufstellung hat sich die Erfordernis ergeben: 

(1) Eine FFH Vorprüfung hinsichtlich einer möglichen Betroffenheit des FFH-Gebiet 5515-303, Lahn-
tal und seine Hänge aufzustellen und der Oberen Naturschutzbehörde des Regierungspräsidium 
Gießen zur Prüfung vorzulegen. Die Vorprüfung kommt zum Ergebnis, dass durch eine regelkon-
forme Nutzung der in Rede stehenden Anlagen keine Gefährdungen für das FFH-Gebiet ausge-
hen. 

(2) Hinsichtlich des im Bereich dargestellten LSG 2531018, Auenverbund Lahn-Dill wurde eine Vorab-
stimmung mit der Oberen Naturschutzbehörde getroffen. Laut Aussage des RP Gießen vom 
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20.11.2024 befinden sich die unter Ziff. 2.0 genannten Flurstücke nicht innerhalb des Geltungsbe-
reichs des LSG „Auenverbund Lahn-Dill“.  
Im Zuge der Digitalisierung der LSG-Grenzen von den ursprünglichen TK25-Karten auf ALKIS-Ba-
sis kam es zu gewissen Übertragungsunschärfen. Ferner gilt § 1 Abs. 4 Satz 1 der LSG-VO, der 
folgendes besagt: „Die von den in den Karten dargestellten Grenzlinien abgedeckten Flächenteile 
sind nicht Bestandteil des Landschaftsschutzgebiets. […]“.  

 

2.0 Ziel der Planung - wesentlicher Planinhalt 

Die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener Ortsteile (§ 1 
Abs. 6 Nr. 4 BauGB) zur Eigenentwicklung soll unter Berücksichtigung der unter § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 
genannten Faktoren ressourcenschonend betrieben werden.  

Die Bauleitplanung der Gemeinde Villmar soll die bereits vorhandene touristische Nutzung im Bereich 
städtebaulich steuern und durch sinnvolle Besucherlenkung sowie Steuerung des Verkehrsaufkom-
mens, im Sinne eines sanften Tourismus vorhandene Potentiale nutzen, bzw. deren Attraktivität erhö-
hen (Unica-Bruch, Lahn-Marmor-Museum, König-Konrad-Brücke, vorhandene Kanu-Slip-Anlage, Kö-
nig-Konrad-Halle mit Restaurant Klickermill und bestehender Wohnmobilstellplatz). Dies auch im Hin-
blick des Naturschutzes unter Berücksichtigung der Ziele und Bestimmungen des angrenzenden 
FFH-Gebietes und des Landschaftsschutzgebietes sowie der ausgewiesenen Biotope. Darüber hin-
aus ist die Steuerung des Verkehrsaufkommens von zentraler Bedeutung. 
Das vorgelegte Tourismuskonzept unterstützt die Ziele der Gemeinde und stellt somit ein maßgebli-
ches öffentliches Interesse dar. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird im rechtskräftigen Flächennutzungsplan vom März 
2003 dargestellt als:  
• Fläche für Gemeinbedarf, sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen  
• gemischte Baufläche 
• Fläche für die Landwirtschaft, hier Ackernutzung 
• Versorgungsanlage Strom 
• öffentlicher Parkplatz 
• Flächen für den Hochwasserschutz 

Eine entsprechende Änderung des Flächennutzungsplanes fand im Parallel-Verfahren statt. Im Rah-
men der parallelen Flächennutzungsplanänderung wird hier ausgewiesen: 
• Fläche für Gemeinbedarf, Zweckbestimmung „soziale, kulturelle und touristischen Zwecke“  
• Sondergebiete, die der Erholung dienen gem. § 10 BauNVO  
• Wasserfläche gem. § 5 Abs.2 Nr. 7 BauGB 
• öffentlicher Parkplatz 
• Flächen für den Hochwasserschutz 
• Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft gem. § 5 Abs.2 Nr. 10 BauGB  
• öffentlicher Parkplatz 

Grundsätzliche Planungsalternativen: 
Eine Standortalternativendiskussion erübrigt sich aus städtebaulicher Sicht. Der Standort ist durch die 
bestehenden und auch bereits genehmigten, wie auch durch sich direkt anschließende Nutzungen be-
reits entsprechend urban und touristisch vorgeprägt und soll durch vorliegende Planung geregelt und 
gesichert werden.  
Das Verfahren an sich hat auch keine Alternativen-Planung erfordert. 
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Gutachten 
• Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
Das Gutachten verfolgt die von der Unteren Naturschutzbehörde geforderte Überprüfung von eventu-
eller Betroffenheit geschützter Arten. Ein Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1, 
Nr. 2 und Nr. 3 BNatSchG, kann nach erfolgter Prüfung ausgeschlossen werden. Zudem wird kein 
Erfordernis gesehen eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bzw. eine Befreiung nach § 67 
BNatSchG zu erwirken.  

• Kurzgutachten: Bauen im Überschwemmungsgebiet 
Das Gutachten ermittelt die Überschwemmungshöhe im Gebiet des Wohnmobil Stellplatzes und er-
rechnet ein neu herzustellendes Retentionsvolumen von 3,88 m³, welches durch geplante bauliche 
Anlagen verdrängt wird aber im Plangebiet wieder hergestellt werden kann. 
Das Gutachten nennt Auflagen und Maßnahmen und weist nach, dass bei Einhaltung dieser, alle ge-
setzlichen Anforderungen zum Hochwasserrückhalt nach dem WHG erfüllt sind. 

 

3.0 Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

Verfahren gem. § 3 Absatz 1 BauGB und § 4 Absatz 1 BauGB: 

Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung vom 03. August 2020 bis einschließlich 11. 
September 2020 ist eine Stellungnahme aus der Öffentlichkeit mit Anregungen eingegangen.  

Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung vom 03. August 2020 bis einschließlich 11. Sep-
tember 2020 sind 14 abwägungsrelevante Stellungnahmen eingegangen, von denen sich die folgen-
den mit umweltrelevanten Themen befassten:  

• Schreiben der Naturschutzverbände zu den Themen: Solarenergie, Artenschutz und Umweltein-
wirkungen, die dazu geführt haben, dass die Planung besonderes Augenmerk auf die benach-
barten Ufergehölze der Lahn gelegt hat. 

 

• Schreiben des  Kreisausschuss Limburg-Weilburg zu den Themen; FFH und LSG sowie Hess. 
Biotopkartierung, Konkretisierung des Umweltberichtes hinsichtlich Artenschutz, hier Repti-
lien, Abgrenzung Lahnufer, Monitoring, Bestandsplan, Belange des festgesetzten Über-
schwemmungsgebietes, Lebensmittelhygiene / Gastronomie. Dies hat dazu geführt, dass die 
Planung besonderes Augenmerk auf die benachbarten Ufergehölze der Lahn gelegt hat, eine 
FFH Vorprüfung wurde durchgeführt mit dem Ergebnis, dass keine Betroffenheit besteht, das 
LSG ist nicht betroffen. Es wurde eine artenschutzrechtliche Prüfung durchgeführt, mit dem 
Ergebnis, dass keine Betroffenheit besteht. Es wurde ein Gutachten zu den Belangen des 
Hochwasserschutz erstellt welches Konfliktlösungen erarbeitet. 

 

• Schreiben des Regierungspräsidium Gießen zu den Themen: Vorsorgender / nachsorgender 
Bodenschutz; Hochwasserschutz; Bergbau, Wald, FFH / LSG, Monitoring, Erweiterte Begrün-
dungsanforderungen zur Innenentwicklung. Die Themen wurden aufgegriffen und Konfliktlö-
sungen erarbeitet (siehe auch vorherige Ausführungen). 
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Verfahren gem. § 3 Absatz 2 BauGB und § 4 Absatz 2 BauGB: 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung ist in der Zeit vom 19. Dezember 2024 bis einschließlich 17. 
Januar 2025 eine Stellungnahme von privater Seite eingegangen.  

Im Rahmen der Behördenbeteiligung sind in der Zeit vom 19. Dezember 2024 bis einschließlich 17. 
Januar 2025 insgesamt 14 abwägungsrelevante Stellungnahmen eingegangen, von denen sich die 
folgenden mit umweltrelevanten Themen befassten. 

• Schreiben des Regierungspräsidium Gießen: Die vom Regierungspräsidium genannten Merk- und 
Infomaterialien werden zur Kenntnis genommen. Der Umweltbelang Wasser/Grundwasser wurde 
im Umweltbericht betrachtet, Hochwasserschutzmaßnahmen und die Belange der Lahn sind be-
achtet. Der Brandfall im Bereich der König-Konrad-Halle wurde in Zusammenarbeit mit dem zu-
ständigen Fachdezernat beleuchtet. Der Belang Forstwirtschaft sowie des angrenzenden FFH-
Gebiet und LSG wurde gewürdigt.  

• Schreiben der Naturschutzverbände: entspricht dem Schreiben aus dem frühzeitigen Verfahren. 

• Schreiben des Kreisausschuss des Landkreis Limburg-Weilburg: Das Thema Ufergehölze wurde 
einvernehmlich besprochen. 

• Schreiben von Privat: Bitte um Änderung der Planzeichnung, der nicht entsprochen wurde. 

Das Ergebnis der Abwägung zur Offenlage hat nicht zu einer Planänderung geführt, die aufgrund einer 
erstmaligen oder stärkeren Berührung von Belangen eine zweite Offenlage bedingt hätte. 

 

4.0 Art und Weise der Berücksichtigung der Umweltbelange  

Der Umweltbericht liegt vor. Der Bearbeitungsumfang wurde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
ermittelt und der Bericht der Entwurfsfassung der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung beigefügt. 
Als zusätzliche Fachgutachten wurde eine Artenschutzrechtliche Bewertung, vorgelegt von Plan Ö 

GmbH vom Juli 2021 erstellt sowie ein Kurzgutachten Bauen im Überschwemmungsgebiet, erstellt 
von Ruiz Rodriguez, Zeisler und Blank im Mai 2023. 

Im Umweltbericht werden die gesetzlich fixierten Ziele und Belange zu den Umweltmedien, die für 
den Bauleitplan von Bedeutung sind, sowie die Betroffenheit bzw. Berücksichtigung in der Bauleitpla-
nung dargelegt und nachfolgend zusammenfassend wiedergegeben.  

Umweltbezogene Zielsetzung Betroffenheit/Berücksichtigung 

Bodenschutz, Altlasten- und Rohstoffsicherung: 
BauGB, BundesBodenschutzgesetz, BNatSchG 

Sparsamer Umgang mit Grund und Boden,  
Förderung der Innenentwicklung,  

Verantwortungsvoller Anteil Bodenversiegelung  

Die Planung unterstützt per se die Ortsinnenentwick-
lung. Es werden keine neuen Bauflächen ausgewie-
sen. Es erfolgt eine Standortsicherung vorhandener 
Infrastrukturen unter Berücksichtigung ökologischer 
Belange.  

Nachhaltige Sicherung oder Wiederherstellung 
der Bodenfunktionen  

Festsetzungen und Minimierungsmaßnahmen. 

Sanierung von Altlasten  

 

Nicht betroffen.  

 



- 5 - 

Zusammenfassende Erklärung zum Bebauungsplan mit paralleler Flächennutzungsplanänderung 
“Tourismus links der Lahn Entwicklungsabschnitt I” Marktflecken Villmar, Gemarkung Villmar Juni 25 
 

M:\Zentrale\PROJEKTE\Villmar\a Villmar\Torismus-links der Lahn\2020 Abschnitt 1\B Plan\S\Zusammenf_Erklärung.docx 

Gewässer-, Hochwasser- und Grundwasserschutz 
WHG, HWG, BNatSchG 

Grundwasserschutz  
Gewässerschutz  
Hochwasserschutz  
 

Berücksichtigung der vorhandenen Gegebenheiten 
(Überschwemmungsgebiet, Lahnufer, uferbegleitende 
Vegetation) Vorlage eines entsprechenden Gutach-
tens [RUIZ RODRIGUEZ, ZEISLER, BLANK, 2023, ANLAGE] 
Aussagen zum Umgang mit dem Schutzgut Boden i.V. 
mit Minimierungsmaßnahmen. 

 

Heilquellenschutz 
 

Nicht betroffen. 

Luftreinhaltung, Klimaschutz, Gesundheitsschutz, natürliche Ressourcen  
BImSchG, BlmSchV, TA Luft, TA Lärm, DIN 18005; BauGB; BNatschG, GIRL; BBodSchG, WHG 

Berücksichtigung der verschiedenen Schutzgü-
ter vgl. Ziff. 3.0 ff. 

Einhaltung entsprechender Vorgaben im Rahmen der 
Bauleitplanung.  

Erhaltung / Verbesserung der Luftqualität. Durch die Planung nicht betroffen. 

Nutzung erneuerbarer Energien, Vermeidung 
von überflüssigem Verkehr, Förderung von öf-
fentlichem und nicht motorisiertem Verkehr. 

Nutzung regenerativer Energie ist möglich. Eine signi-
fikante Erhöhung der aufkommenden KFZ Verkehre ist 
nicht absehbar. Vielmehr erfolgt durch die Planung 
eine Lenkung der Verkehre. 

Arten und Biotope (biologische Vielfalt) 
FFH-Richtlinie, Bundeswaldgesetz, BNatSchG 

Sicherung der Artenvielfalt durch die Erhaltung 
der natürlichen Lebensräume sowie wildleben-
der Tiere und Pflanzen in FFH-Gebieten  

Artenschutzgutachten [PLANÖ, DR. KRISTEN] beauftragt 
(Anlage) und beachtet. FFH Vorprüfung ist durchgeführt.

Schutz des Waldes wegen seiner Bedeutung für 
die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes  

Wald zeichnerisch dargestellt. Zum Erhalt festgesetzt. 

Schutz von Flora / Fauna / Landschaft und Na-
turhaushalt bezgl. biologischer Vielfalt, Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
haltes einschl. der Naturgüter sowie der Vielfalt, 
Eigenart, Schönheit und des Erholungswert von 
Natur und Landschaft  

Dieses Ziel wird durch die entsprechenden Festsetzun-
gen, Minimierungsmaßnahmen und die Entwicklungs-
maßnahmen berücksichtigt. Artenschutzgutachten 
[PlanÖ, Dr. Kristen] beauftragt (Anlage) und beachtet. 

Schutz von Talauen  Nicht betroffen. 

Schaffung und Erhalt eines hessenweiten Bio-
topverbundsystems  

Ufervegetation Lahn ist im Geltungsbereich zum Erhalt 
festgesetzt. 

Landschaftsschutz 
BNatSchG 

Dauerhafte Sicherung der Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur 
und Landschaft, insbesondere von Naturland-
schaften und historisch gewachsenen Kultur-
landschaften  

Gewässertypische Weichholzstrukturen bleiben erhal-
ten.  
Die lokale Erholungseignung bleibt vorhanden bzw. 
wird durch die Planung gestärkt.  
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Förderung von Maßnahmen zur landschaftsbe-
zogenen Erholung, insbesondere im siedlungs-
nahen Bereich 

Wegebeziehungen werden nicht beeinträchtigt. Durch 
ordnerische Allgemeinverfügung Schutz der Lahnufer .  

Kulturgüter- und Archäologie 
Hess. Denkmalschutzgesetz, BNatSchG; BBodSchG 

Denkmäler sind zu schützen und zu erhalten  
Kulturdenkmäler und Bodendenkmäler sind nicht be-
troffen. 

Historische Kulturlandschaften sind zu erhalten  Nicht betroffen. 

 

 

Umweltbelang Betroffenheit/schutzgutbezogener Ausgleich 

Boden Geringe Betroffenheit 

Der Eingriff in das Schutzgut Boden kann nicht vollständig ausgeglichen wer-
den. Die Kompensation erfolgt im Rahmen der Minderungs- und Vermeidungs-
maßnahmen bzw. begünstigt die in Anspruch genommene vorlaufende Ersatz-
maßnahme u.a. auch das Schutzgut Boden.  

Klima Keine Betroffenheit 

Ein schutzgutbezogener Ausgleich ist nicht erforderlich. 

Wasserhaushalt Geringe Betroffenheit 

Eine nachhaltige Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser ist nicht anzuneh-
men. Anfallende Oberflächenwässer sind auf den Flächen direkt zu versickern, 
so dass hier anfallende Wasser dem Landschaftswasserhaushalt wieder direkt 
zugeführt werden und so kompensiert werden kann. 

Aufgrund der Natur der Planung kann nach derzeitigem Kenntnisstand nicht da-
von ausgegangen werden, dass die Grundwasserbildung nachhaltig oder er-
heblich beeinträchtigt wird. 

Verunreinigungen durch grundwassergefährdende Einrichtungen sind nicht zu 
befürchten. 

Der Hochwasserschutz ist im Rahmen der Planung soweit absehbar beachtet. 

Flora/Fauna/Bio-
tope/Schutzgebiete 

Geringe Betroffenheit 

Nachhaltige negative Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Luft und Klima, sowie 
das Wirkungsgefüge zwischen diesen Schutzgütern mit den Schutzgütern Bo-
den und Wasser sind aufgrund der Ausstattung des eigentlichen Plangebietes 
und dessen näherer Umgebung unter Beachtung der formulierten Vermei-
dungs- und Ausgleichsmaßnahmen nicht zu erwarten. Es handelt sich bei den 
vorkommenden Arten um Arten, die im Umfeld etabliert sind. 

Landschaftsbild/Er-
holung 

Keine Betroffenheit 

Ein schutzgutbezogener Ausgleich ist nicht erforderlich. 

Mensch Keine Betroffenheit 
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Ein schutzgutbezogener Ausgleich ist nicht erforderlich. 

Kultur- und Sachgü-
ter 

Geringe Betroffenheit 

Der Planbereich selbst hat für den Denkmalschutz keine Bedeutung. Kultur- und 
Sachgüter sind nicht betroffen. Die angrenzende Lahn wird als Kulturdenkmal 
nach § 2 Abs. 3 HDSchG (Wasserfläche) geführt, ist jedoch von der Planung 
nicht direkt betroffen. 

Unfälle und Kata-
strophen 

Keine Betroffenheit 

Ein schutzgutbezogener Ausgleich ist nicht erforderlich. 

 

5.0 Gründe und Abwägungsgesichtspunkte für die getroffenen Planungsentscheidungen 

Aufgrund der vorhandenen Situation sowie der durch die gem. Bebauungsplan zulässige Nutzung, 
konnte in der Umweltprüfung nachvollziehbar dargestellt werden, dass mit nachhaltig negativen 
Auswirkungen auf die Umweltgüter bzw. Kultur- und Sachgüter nicht zu rechnen ist. 

Ein schutzgutbezogener Ausgleich zum Umweltbelang Boden/Fläche ist nur schwer möglich. Der 
Kommune stehen keine diesbezüglichen Handlungsmöglichkeiten zur Verfügung. Im Rahmen der 
Abschichtung wird jedoch die städtebauliche Regelung des Bereiches entsprechend hoch gewich-
tet, und zum Schutzgut Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen formuliert. 

Darüber hinaus ist mit der zugrunde liegenden historischen und aktuellen Nutzung, bereits der 
Wille zur siedlungsbezogenen urbanen Nutzung im weiteren Sinne und damit der Entzug der Flä-
che für die Landwirtschaft, dokumentiert.  

Aus diesem Grund kann davon ausgegangen werden, dass mögliche Eingriffsorte mit einer deut-
lich geringeren Eingriffs-Sensibilität nicht vorliegen. 

Anderweitige Planungsmöglichkeiten, die im Rahmen der Erörterungen des Vorentwurfes sowie 
des Entwurfes in den kommunalen Gremien in Betracht kamen und entsprechend erörtert wurden, 
wurden letztlich verworfen. Die in der Begründung erläuterten Planungsziele der Gemeinde ließen 
sich nach Auffassung des Planungsträgers am besten mit den nun gewählten Festsetzungen ver-
wirklichen, die im Einzelnen alle in der Begründung erläutert sind. 
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